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IM NAMEN DES VOLKES

U rteil

In dem Rechtsstreit

P rozessbevo | | m ächt (tr[e- Rer::htsanwälte
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- Eleklagte -

P roz er ss b ev o | | rn ä c_[L_rrle= Rechtsanwälte

wegen Forderung

hat das Amtsgericht l'(oblenz durch den Richter am Amtsgerir:ht&ffiS*f Grund der mlndlichen

Verherndlung vom 05.04.201 I
für Recht erkannt:

Die Beklaglte wird verurteilt, an die Kkigerin 1"286,71 Euro nebst Zinsen in
Höhe von li Prozentpunkten über dern jeweiligen Basiszinssatz seit dem
21.03.201,i'und 169,50 Euro vorgeric:h|iche Rechtsanwaltskosten zu zahlrrn.

Die weitergehende Klage wird abgewresen.

Die Kosten des Rechtsstreits tragen rlie Klägerin ztt52o,/o und die Beklagter zu

- l(lägerin -
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48 Yo.

3. Das Urteil ist für die Klägerin gegen Sicherheitsleistung in Höhe von
110 % ders aufgrund des Urteils zu vollstreckenden Betrages vorläufiE vollstrerckbar
Dte Klägerin kann die Zwangsvollstreckung durch die Beklagte hinsichtlich rJer

Kosten gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 o/o des aufgrund des Urleils
zu vollstreckenden Betrages abwenden, soweit die Beklagte nicht zuvor Slicherheit
in gleicher Höhe leistet,

Tatbestand

Die Klägerin betreibt eine Autovermietung. Sie vermielete mil Mietvertrag wie Bl. l3 d.A. an die

Beklal]te einen Mietw'agen VW Goif 2.0 TDI für einen Zeitraun'r von 31 Tagen. Sie erteilrte der Be-

klagten sodann am 05i05.20'16 eine Rechnung über 3.990,19 E:uro, Das Fahrzeug wurd,3 von der

Beklar]ten als Ersatzfahrzeug angemietet. Die Beklagte war in einen Verkehrsunfall vr:nryickelt.

Die Haftpflichtversicl"x:rung des Unfallgegners cjer Beklagten zahlte an die Kliigerirr zum einen

996,0:l Euro und zurrr anderen 261,80 Euro. Der Differenzbetrag von 2,732,36 Euro steilt dip ur-

sprün3liche KlageforrJerung dar. Mit Schrift:satz vom 08.08.2017 hat die Klägerseite clie Klage in

Höhe von 231,94 Eur,c, zurückqenommen

Die Klägerin trägt vor,

die von ihr geltend gr:machten Mietwagenkosten entsprächen dem sog. Normaltarif arul' dem ört-

lich relevanten Markt ir:klusive Haftungsreduzierung und Zustellungskosten.

Nach zwischenzeitlicher teilweiser Klagerücknahme hat die Klzrgerin zuletzt beantragli,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 2.500,42 Euro nebstZlinsen in Höhe von

5 Prozentpunkt,3n Über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 21 .03.2017

zuzü gliclt 28 1, 3f0 Eu ro vorgerichtl icher Rechtsanwaltskcsten zu zahlen.

Die Berklagte beantragt,

die Klage abzurveisen.

Die be;streitet die An1Jr:messenheit der klägerseits auf der Gr.rndlage des sog Nornraltarrfs gel-

tend gemachten Mietpreise.
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Wegen des weiteren Sach- und Streitstandes nimmt das Gericht ausdrücklich Bezug :luf die zu

der Akte gelangten Sr:hriftsätze und Anlagen.

Das Gericht hat Beweis erhoben durch Einholung eines Sachverständigengutaclrte,ns. In dierser

Hinsic;ht wird auf das Gutachten des Sachrrerständiqen Dr. Boehm vom 24.0'1.2018 lryie 81.76 ff.

d.A. verwiesen.

Entscheid u ngsgrü n de

Die K age ist. soweit ciie Klägerin diese nicht teilrveise zurückgr:nommen hat, zum Teil begrürrdet.

Über Jie vorgerichtlic;hen Zahlungen hinausgehend hat die Klagerin gegenüber der Bel<l:rgten aus

dem li/ietvertrag vonr 03.04.2016 betreffenrJ die Anmietung des FahrzeugesVW Golf 2.0TDl mit

dem l(ennzeichen J*rnen Anspruch auf Zahlung '.ron weitere n 1.2B0,T1liuro. Der An-

spruch ergibt sich aus g 535 Abs. 2 BGB.

Zur Frage des Normaltarifs auf dem örtlich relevanten Markl hat das Gericht Beweris erhoben

durch Einholung eint-.:; Sachverständigengutacirtens. Der Sachverständige Dr. Bo,ehm kam zu

dem llrgebnis, für das relevante Postleitzahlgetriet für den Orl:derAnmietung und der Fiüt;kgabe

des Fahrzeuges seietn für den relevanten Zeitraum Aprit/Mai 2016 durchschnlttliche fvlietwagenko-

sten bei einer Mietdauer von 31 Tagen von 2.776,48 Euro brutto festgestellt worden. Der Betrag

beinhalte Vorreservierung und Zustellungskosten. Das Ergebnis des Sachverständrg:ngutach-

tens lvird von keiner der Parteien substantiied angegriffen. Mithin belief sich der Normaltarrf für ein

klassengleiches Fahr,z:eug in dem relevanten Mietzeitraum auf 2.776,48 Euro. Davon rabzuziehen

waren die Klagerücl<nahme in Höhe von 231,94 Euro und vorgerichtliche Zilhlung,an derhlaft-

pflichl.versicherung ders Unfallgegners der Beklagten in Höhe rueiterer 1.257,83 Euro. E:s verhrtieb

demnach eine Restforderung der Klägerin gegenüber der Bekliegten in Höhe von 1.20(iJl_E-urg.

Mit de'r Zahlung dieses Betrages befindet sich die Beklagtenseite auf der Gruncllage de:; Anwalts-

schreibens vom 10.03.2017 jedenfalls seit dem 21.ß.2A17 in Verzug. Die Höhe der ktägers;eits

gelterrd gemachten Zinsen ergibt sich aus $ 2BB Abs. 1 BGB.

Gemirß SS 280 Abs, iil, 286 BGB kann die Klägerin zudem von der Beklagten [irsatz vorgerir:htli-
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cher Rechtsanwaltskosten in Höhe von 169,50 Euro beanspruchen. Die Klägerin sertbs.:hatter die
Beklagte mit schreiben aus september 2016 und oktober2016 vergeblich zurZantung deroffen-
stehenden Restforderung aufgefordert. Die Klägerin war deshalb berechtigt, anwalflicher Hilfe zur
Durchsetzung der begründeten Restforderung in Anspruch zu nehmen. Ausgeherrd vcn eineni
Gegenstandswert vonr 1-286,71 Euro und bei Ansatz einer angemessenen 1,3 Gesr:hä11sr;ebrühr
sowie einer Pauschaile für Post- uncj re;lekommunikation ergeben sich vorgerichgiche erstat-
tungslähige Rechtsanwaltskosten in Höhe von 1llg,50 Euro,

Die w:itergehende Klilge war mit der Kostenfolge des $ g2Airs. l zpoabzuweisen, lm ubri,ren
ergibt sich die Kosten*ntscheidung aus g 26g Abs. 3 satz 2zF,o.

Die Errtscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit hat ihre Grundtage in g$ 708 Nr, 1 1, 70g und
711 Satz 1 ZPO"

Der Gegenstandswert beläuft sich für die zleit bis zum 08.08.2017 (teilweise KlagerLicknahrne)
aul 2.132,36 Euro und ab diesenr Zeitpunkt auf 2.500,42 Euro.

Rechtsbehelfsbelehru n g :

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittei
sig, wenn der V/ert des 13,sschwerdegegenstands
ges die Berufung inr Urteil zugelassen hat.

der Berufung eingelegt werclen. Die Berufung is;t nui zuläs_
600 E:uro übersteigt oder das Gericht des eriten tRer:htsizu_

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem

Landgericht Koblenz
Karmeliterstraße 14
56068 Kobtenz

einzuleg en.

uie Frist beginnt mit der ,ilustellung der vollstän<Jigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fürrf Mcnatennach der Verkündung der l!:ntscheidung.

Die Berrfung nruss mit sr:hriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegl vierden. DieElerufunl;sschrift muss dira $s2t1.6.ung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enth,ltrsn, dassElerufuncp eingelegt weroe

Die Berufung muss binrrerr zwei Monaten mit Anwaitsschriflsatz begründetwerden. Auch ciese Frisl begirrntmit der 2iustellung der vollständigen Entscheiduno.

Gegen die Entscheidung, nrit der der streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingeregt werden,wenn de' wert des Besch'werdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwercje zu,eelils-
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Die Eeschwerde ist birrnen sechs Monaten beri derr

Amtsgerichl Koblenz
Karmeliterstraße 14
56069 Kobtenz

einzulegen.

Die f:rist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Hntscheidung in der Hauptsache otier dr;r anderweitigenErlecigung des Verfahrens lst oer streltwert später ars einen irronut vor Ablauf der sechsmoratrgerr Fristfestgesetzt worden' kann die Beschwerde noch innerharb eines üon",, nach Zusteilu.g 
'der 

f.rmroser Mit-teilung des Festsetzungsbeschluttu" 
"lng.tegt 

wer<Jen. lm Fail der formiosen Mitteilurrg gilt rler Beschlussmit dem dritten Tage rrach Aufgabe ru, poiials bekannt gemacht.

Die E'eschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erkrärung zu protokoil der Geschiiftssr€re Jes gernann-ten Gerichts sie kann auch vor der GJschäftsstelle jedes nnrtige;ichts zu protokoil erklärl w,er-den; die Frist
i,",t';'ili|l,ffi3ilt"l,},'Iilä.tffj!:"filrechtzeitis bei dem äb"n sun"nnren Gerichr eingerhr riine anwa*-

[T?l:3:ff5J:Hff'f,.ffj:ffil|'"isches Dokument einsereicht werden. Eine einrache, E-r,4airsenList

Das eleklronische Dokument muss
' rnit einer qualifizierlen elektronischen Sign;rtur der veranrwortenden person versehen sernr odelr' !on der verantworte'nden Person signiert un'J auf einem sicheren ubermittrungsweg eingereicr-rt wercren

3l ;fllr"J,.i'??lä"??.lli?i!lrfl::#::';:H:,:"0.i*rten erektronischen Sisnarur der veranlworlencen per-
. auf einern sicheren Ubermittlungsweg oder

il*äjä:;?rFJllili:i."5:X:i[;er Dokumente eingerichtete Elekrronische Gerichrs- Lnd Ve*ar-

wegerr der sicheren Überntittlungswege wird ar,f $ 130a Absatz 4 crer Zivirprozessoranung rrenljesen. Hin-slchtlich der weiteren \''raussetzungÄ .u, etet<trän;scr,"n xoÄ..,rn,katron mit den GericÄren wrrd auf dieverordirung über cj je technischen Ra.-hmenbedingungen des erettronis:hen Rechtsverkehrs und ütrer da:; be-
;:ilff :il Fi:'.ffi'5-ii:'Iii:J ffiH:l ji;"X1l1f*::gn1 ""e 

ro rd n u n s E RVV) i r de r j ewe i,s

Verkündet am 19.04.2018

€d#stizberschäftigte
als Urkundsbeamtin der GescÄäftssterlle
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